
Gemeinde Holzkirch 

 

 

 

Begründung 

zur Einbeziehungssatzung „Raiffeisenstraße“ 

 

 

1. Planerfordernis, Ziele und Zwecke der Planung 

 

Mit der Satzung soll eine Teilfläche des Flurstücks 18/2 in den Innenbereich einbezogen 

werden, um eine Bebauung außerhalb des § 35 BauGB zu ermöglichen. Diese Abrundung 

hat auf die geordnete städtebauliche Entwicklung der Gemeinde keine negativen 

Auswirkungen. Die Erschließung hat über die vorhandenen Ver- und Entsorgungsanlagen 

der Raiffeisenstraße zu erfolgen. Über den Gemeindehaushalt zu finanzierende Kosten 

fallen nicht an. 

 

2. Übergeordnete Planungen 

 

2.1 Regionalplanung: 

 

Die Gemeinde Holzkirch ist gemäß dem gültigen Regionalplan (rechtsverbindlich am 

21.12.2024) als Gemeinde mit Eigenentwicklung - PS B III 3 Z (1) ausgewiesen. 

  

2.2 Flächennutzungsplan 

 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan des Verwaltungsverbands Langenau ist die Fläche 

als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Der Flächennutzungsplan muss im 

Parallelverfahren angepasst werden (§ 8 Abs. 3 BauGB). 

 

3. Bestehendes Planungsrecht 

 

Für den Planbereich liegt kein Bebauungsplan vor. 

 

4. Lage/ Abgrenzung des Plangebiets 

 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ortsrand von Holzkirch nördlich der 

Raiffeisenstraße und umfasst ca. 0,23 ha (2.248 m²). 

 

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung wird wie folgt begrenzt: 

− im Norden durch die Südgrenze des Flurstücks 18; 

− im Osten durch die geplante Grenze auf Höhe der vorhandenen Grenzpunkte; 

− im Süden durch Raiffeisenstraße; 

− im Westen durch die Ostgrenze der Flurstücke 18/1 und 18/3. 

 

Die genaue Abgrenzung des Plangebiets ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil. 

 

 

5. Voraussetzungen zur Aufstellung dieser Satzung 

 

Das Baugesetzbuch (BauGB) definiert in § 34 Abs. 5 die Voraussetzungen für die 

Aufstellung von Einbeziehungssatzungen. 



 

Nach den vorliegenden baulichen Strukturen im Umfeld des Plangebiets und auch mit Blick 

auf die Darstellung der Flächen im Flächennutzungsplan kann von einer städtebaulich 

geordneten Entwicklung ausgegangen werden. In der Generalfortschreibung des FNP ist 

direkt westlich des Plangebiets eine gemischte Baufläche vorhanden, sodass die 

Einbeziehung der genannten Flächen städtebaulich vertretbar ist. 

 

Mit einer Plangebietsgröße von rund 0,23 ha liegt der Planbereich unterhalb der 

ausschlaggebenden Schwellenwerte nach UVPG. Damit handelt es sich nicht um ein 

Vorhaben, das die Pflicht einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach sich zieht. 

 

In der näheren Umgebung finden sich keine Natura-2000-Gebiete, so dass durch diese 

Einbeziehungssatzung keine Anhaltspunkte bestehen, dass die Erhaltungsziele und der 

Schutzzweck von Natura 2000-Gebieten im Sinne des Naturschutzgesetzes durch die 

Planung beeinträchtigt werden. 

 

Auch gibt es keine Hinweise darauf, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes- 

Immissionsschutzes zu beachten sind. 

 

6. Bestand 

 

6.1 Topografie 

 

Das Gelände ist größtenteils eben. 

 

6.2 Örtliche Gegebenheiten, bestehende Bebauung 

 

Auf Flst. 18/2 befinden sich ein landwirtschaftliches Wirtschaftsgebäude. Ansonsten ist das 

Grundstück unbebaut. 

 

6.3 Schutzgebiete/Schutzobjekte 

 

Innerhalb des Plangebiets finden sich keine Schutzgebietsausweisungen. 

 

6.4 Denkmale 

 

Das Plangebiet grenzt an das archäologische Prüffallgebiet „Mittelalterliche und neuzeitliche 

Siedlung Holzkirch“, der westliche Teil des Flst. 18/2 liegt noch im Prüffallgebiet. Bei 

Erdarbeiten können Funde und Befunde auftreten. 

 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder 

der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-zeuge, Metallteile, 

Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige 

Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 

unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 

Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. § 27 DSchG als 

Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 

Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende 

Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 



6.5 Eigentum 

 

Das Flurstück 18/2 ist im Besitz der Gemeinde Holzkirch. 

 

6.6 Altlasten 

 

Altlasten oder ähnliche Vorbelastungen sind derzeit nicht bekannt. 

 

6.7 Gewässer/Oberflächenwasser 

 

Gewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

 

7. Planungsziele und Planungskonzeption 

 

7.1 Verkehrliche Erschließung 

 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt von der südlich gelegenen Raiffeisenstraße. 

 

7.2 Entwässerung, Wasserversorgung 

 

Die Ver- und Entsorgung erfolgt über die bereits vorhandenen Leitungs- und Kanalnetze, an 

welche die geplanten Gebäude anzuschließen sind. 

 

8. Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

Die einbezogenen Flächen sind durch die bauliche Nutzung des angrenzenden (bebauten) 

Bereichs geprägt. Damit lassen sich die erforderlichen Zulässigkeitsmerkmale für die 

Bebaubarkeit der einbezogenen Flächen aus dem angrenzenden Bereich entnehmen. 

Gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB können in der Einbeziehungssatzung ergänzend einzelne 

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 sowie Abs. 4 BauGB getroffen werden.  

 

In der Satzung wird die Art der baulichen Nutzung festgelegt (Dorfgebiet (MD)). Darüber 

hinaus wird ein Pflanzgebot eingeplant. 

 

 

 

Gefertigt: 

 

 

Langenau, den 15.09.2026 


